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An das 
Pr1:isidium des Nationalrates G r a z , am 19.9.1987 

Aetreff: Stellunonahme zum Entwurf eines Bundesgesetzes 

Oher die Gerichtsoraxis der Rechtspraktikanten 

~
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Sehr oeehrte Damen und Herrn I Datum: 23. SEP.1987 

Auf Ersuchen des 
I VO'hll'-Luep,-!l~_ 

Bundesmi nTsterTums- f(ir Jus t i z ~ 

ich Ihnen hiermit meine Stellunanahme zum Entwurf eines 

Bundesoesetzes Für die GerichtsprBxis der Rechtspraktikanten. 

Oie Zielsetzung dieses Entwurfes, nämlich eine Zusammen-

Fassuna der Vorschriften iJber die GericHEpraxis, sowie deren 

zeitqemÄ8e Regeluna, wird von seiten der Rechtspraktikanten 

als sehr beariißenswert empfunden. 

AuF Grund des hisherioen Fehlens einer solchen Zusammen-

Fassuno kam es erfahrunqsqem~A immer wieder zu~wissen 

Unsicherheiten innerhalb der Kollegenschaft. 

Eine zeitqemäAe Rnelunn, der Gerichtspraxis, die für 

die praktische Ausbildunq eines Juristen von immenser Bedeutung 

ist, wird von der Unterfertigten als vorrangig erachtet und 

wurde eine solche in diesem Entwurf von den Verfassern auch 

ar6Atenteils herOcksichtiqt. 

Im foloenden soll aber nicht aifdie positiven Abschnitte 

des Gesetzesentwurfes einoeqanqen, sondern nur jene Punkte 
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erörtert werden, die kritikwürdia erscheinen. 

1.) Oie in ~ 2 des geqenst~ndlichen Entwurfes 

normierte und auF Gru nd von Einsoarunasmaßnahmen ab dem 1.1.1988 

ZIJ erwartende Beschränkunq der Gerichtsnraxis von bisher 

möalichen 12 hzw. 10 ( Erlaß des BMI vom 14. Juli 1987 ) auf 

nur nach q Monate ( was den Weqfall auf Anspruch eines an­

schlieRenden Arbeitslosengeldes bedinat 1 1 l), erweist sich 

im Zusammenhang mit dem 6 5 Ahs. 2 als ijußerst problematisch. Die 

dort festqehaltene Restimmuna auf zwinaende Zuteiluno eines 

jeden Rechtspraktikanten zu einer zumindest 3-manatigen 

Ausbilduno in Strafsachen scheint fragwürdig. Dies deshalb, 

da hinsichtlich der kurzen Dauer der Gerichtspraxis ( 9 Monate 

bedeuten 4 Zuteilung, 6 Monate nur mehr 3) den zukünftigen 

Berufserfordernissen der einzelnen Kollegen nicht genügend 

Rechnuna aetraqen wird. 

Oie vom Gesetzqeber im ~ 5 Abs. 4 vorgesehene 

RUcksichtnahme auf die WUnsche der Rechtsnraktikanten läßt 

eine f)exiblere Lnsuno als die im ~ 5 Abs. 2 als gerechtfertigt 

erscheinen. 

2.) Die Forderung nach umfaAenden Stenographiekenntnissen 

( ~~ 6, 9 Abs. 5, 1R Abs. 3 ), die bei aewissen Zuteilungen 

seitens der Rechtspraktikanten immer wieder als aegeben voraus­

aesetzt werden, wirft einige Probleme auf. Eine gen aue 

Definition der durchschnittlichen Befähigung ( etwa: Angabe 

der Silhenzahl pro Minute ) deren Nichtvorhandensein immerhin 

den Wenfall der Hijlfte des Ausbildunqsbeitrages sowie der 

anteiliaen Sonderzahlunqen nachsichziehen soll, scheint von vor-
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ranGiner Redeutunq. 

In diesem Zusammenhanq sei darauf hingewiesen, daß 

dem junoen Juristen am Beginn seiner Gerichtspraxis keinerlei 

M6qlichkeiten anGeboten werden Stenographiekenntnisse zu er­

werhen hzw. vorhandene zu vertiefen. Es erscheint daher 

als ~uRerst wUnschenswert, entspr~chende Kurse anzubieten, 

die oeoebenralls durch Beiträge der Praktikanten finanziert 

werden. 

~.) Durch die im & 9 Abs. 6 vorgesehene RegelunG 

der Dienstzeit werden Rechtspraktikanten gravierend benachteiligt. 

Die RegelunG der Dienstzeit sollte entweder nach 

oenebenem Arbeitsanfall im Ermessen des jeweiligen Ausbildungs­

richters oder aber nach den geltenden Dienstzeiten bei 

Gericht erfoloen, nicht aber beide Möglichkeiten miteinander 

verbinden. 

6.) AhschlieAend wird bedauert, daß der neue Gesetzes­

entwurf keinerlei StellunGnahmen bezUglich einer Regelung der 

Kranken-, IJnfal1- und A~beitslosenversicherung, sowie des 

Krankenstandes der Rechtspraktikanten beinhaltet. Es erhebt sich 

daher die Frage, ob die bisher geltenden Vorschriften nach den 

~ 4 Abs. 1 lif. 4 ASVG, ~ 1 Abs. 1 lit d AIVG sowie des 

~ R RPG 1910 erhalten bleiben, bzw. ob eine diesbezügliche 

Neufassuno beabsichtiot ist. 

In der Hoffnung, daR meine Anreoungen , die zweifelsohne 
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dem Ziel des qeoenständlichen Entwurfes , nämlich der 

7usammenf8ssunq der Vorschriften Uber die Gerichtspraxis 

und deren zeitaem~ße Reoelunq, dienen, in einem modifizierten 

Entwurf BerUcksichtiounq finden werden, verbleibe ich 

hochachtunqsvoll 

Dr. Svlvia Erhartmaier 

Vorstandsmitqlied der Rechtspraktikantenver­

einiauna im OLG Sprenqel Graz 
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